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enschen lieben. Das ist so. Und
zwei Menschen, die einander lie-
ben, wollen in der Regel zusammen sein
und miteinander leben. Zumindest einige
von diesen Menschen, die lieben und mit-
einander leben wollen, möchten ihre Ver-
bundenheit in besonderer Weise öffentlich
machen, weil das für sie und andere – allen
Unkenrufen zum Trotz – Verbindlichkeit
und Stabilität bedeutet: Sie wollen heira-
ten.
Ist der oder die Richtige gefunden, lau-
ten die Fragen: Wie reagieren die Fami-
lien? Wo wird wie gefeiert? oder: Wer
bezahlt und organisiert das Fest? Vielleicht:
Wer ist der richtige Geistliche? Dass eine
Heirat möglich ist, stellt meist niemand in
Frage.
Noch einmal von vorn: Menschen lie-
ben. Und Menschen, die einander lieben,
wollen miteinander leben. Und zumindest
einige von diesenMenschen, die lieben und
miteinander leben wollen, wollen heiraten.
Und wenn diese Menschen geistig behin-
dert sind? Heiraten – geht das? Und dann
noch in der Kirche?
Wer diese Frage stellt, landet nicht nur
im Kirchenrecht, sondern auch in der Ethik
und der theologischen Anthropologie. Be-
reits 1981 hat der Hl. Stuhl zum Jahr der
Behinderten erklärt: „Der Wert einer Ge-
sellschaft und Zivilisation bemißt sich nach
dem Respekt, den diese den schwächsten
ihrer Mitglieder bezeigt.“1Auch die Kirche
wird daran gemessen werden, wie sie in
ihrer Rechtsordnung mit Menschen um-
geht, die geistig benachteiligt sind.
Können Menschen mit geistiger Behin-
derung kirchlich heiraten? Für eine Ant-
wort aus kirchenrechtlicher Sicht muss
gelten: Es geht nicht um theologische Op-
tionen, sondern um zutreffende Deskriptio-
nen.2 Diese sollen durch vier Schritte
erreicht werden. Erstens ist zu fragen: Um
welche Menschen geht es, was ist eine gei-
stige Behinderung? Ist hier ein Ehewunsch
realistisch? Zweitens: Was sagt das Kir-
chenrecht zur Ehefähigkeit dieser besonde-
ren Menschen? Drittens: Welche Grund-
lage bietet die lehramtliche theologische
Anthropologie für diesen Befund? Und
schließlich: Welche Konsequenzen hat das
Ganze für den kirchlichen Umgang mit
Partnerschaften geistig behinderter Men-
schen?
1. Sachlage: Die Liebenden
1.1 Wer ist ein Mensch mit „geistiger
Behinderung?”
Jede Reflexion über das Phänomen
„geistige Behinderung“ bzw. über davon
betroffene Menschen steht vor dem „Di-
lemma der objektivierenden Beschrei-
bung“3: Beschrieben wird aus der Distanz,
d.h. aus der Sicht von Nichtbehinderten. Es
wird über Menschen gesprochen, die auf-
grund bestimmter, von Nichtbehinderten
definierter Kriterien als „geistig behindert“
gelten4. Dabei existiert nicht einmal ein
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wissenschaftlich eindeutig bestimmter Be-
griff von geistiger Behinderung.5 Meistens
wird eine geistige Behinderung anhand äu-
ßerlich feststellbarer Verhaltensabweichun-
gen und Leistungsdefizite beurteilt.6 „Eine
den Eindruck von Krankheit hervorrufende
terminologische Etikettierung, die sich als
Diagnose ausgibt [...], verstärkt eine derar-
tig einseitige Betrachtungsweise. Tatsäch-
lich jedoch ist ,geistige Behinderung’ ein
Begriff, der sich insgesamt (mehrdimen-
sional) auf einemenschliche Seinsweise be-
zieht und der nicht nur durch den aktuellen
Meßwert eines Tests (z.B. den ,IQ’) zu fas-
sen ist.“7 Die American Association on In-
tellectual and Developmental Disabilities
hat dies sehr eindrücklich formuliert: „Gei-
stige Behinderung ist nicht etwas, das man
hat, wie blaue Augen oder ein schwaches
Herz. Es ist auch nichts, das man ist, wie
klein oder dünn. Es ist weder eine medizi-
nische […] noch eine mentale Störung.
Geistige Behinderung verweist auf eine be-
sondere Weise zu funktionieren“8.
Aktuelle Beschreibungs- und Defini-
tionsversuche einer „geistigen Behinde-
rung“ setzen daher nicht mehr isoliert bei
einem spezifischen Intelligenzmangel an,
sondern fragen auch nach der sogenannten
„adaptiven Kompetenz“, fragen, ob und in-
wieweit der oder die Betroffene persönli-
che, soziale und ökonomische Verantwor-
tung übernehmen kann.9
Für die Fähigkeit zur Ehe ist auch
bei Menschen mit geistiger Behinderung
allein auf ehe- bzw. partnerschaftsrelevante
Fähigkeiten zu achten.10 In der Praxis fällt
eine diesbezügliche Abgrenzung nicht
immer leicht.11 Als Richtschnur kann je-
doch gelten, dass „die Fähigkeit, partner-
schaftliche Wünsche und Wünsche nach
sexueller Betätigung zu äußern, […] bei
geistig behinderten Menschen in der Regel
mit einem gewissenMaß an Beobachtungs-
und Erkenntnisfähigkeit“12 korrespondiert.
Zwei Kriterien erweisen sich für die
Beurteilung der Ehefähigkeit von Men-
schen mit geistiger Behinderung als maß-
geblich: Die Ehewilligen müssen von ihrer
psychischen und emotionalen Disposition
her eine dauerhafte Beziehung führen kön-
nen.13 Und sie müssen in der Lage sein,
Tragweite und Bedeutung einer Eheschlie-
ßung angemessen zu erfassen.14
Daraus folgt: Bei geistigen Behinde-
rungen, die im Grenzbereich zur bloßen
Lernbehinderung liegen, muss „uneinge-
schränkt und selbstverständlich von einer
allgemeinen Einsichtsfähigkeit ausgegan-
gen werden“; bei einer Schwerstbehinde-
rung ist umgekehrt sicher „keine Ein-
sichtsfähigkeit erkennbar.”15 Weniger ein-
deutig erscheinen in der theoretischen Be-
trachtung die dazwischen liegenden Stufen
der „leichten“ und v.a. der „mittleren“ gei-
stigen Behinderung.16 Hier ist die Beurtei-
lung des Einzelfalls unerlässlich. Es gilt:
Äußert ein Paar den Wunsch zu heiraten,
darf ihm nicht allein aufgrund der Diagnose
„geistig behindert“ die Fähigkeit hierzu ab-
gesprochen werden. Mit einer ernsthaften
Eheschließungsabsicht ist nur dort zu rech-
nen, wo Menschen mit geistiger Behin-
derung sowohl um die prinzipielle
Dauerhaftigkeit einer Ehe wie auch um
deren wesentliche Inhalte wissen17. Die ent-
sprechende Ehefähigkeit ist bis zum be-
gründeten Nachweis des Gegenteils vor-
auszusetzen.
Dies gilt umso mehr, als die Suche
nach einem (Lebens-)Partner Teil des ganz
„normalen“ Selbstwerdungsprozesses ist,
also derselben Entwicklung, die auch Men-
schen ohne Behinderung im Zuge ihres Er-
wachsenwerdens durchlaufen.18 Aus psy-
chologischer und pädagogischer Perspek-
1.2. Ehewunsch und Ehefähigkeit von
Menschen mit geistiger
Behinderung
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tive bestehen keine generellen Bedenken
gegen lebenspartnerschaftliche Beziehun-
gen von Menschen mit geistiger Behinde-
rung. Vielmehr ist davon auszugehen, „daß
sie wie alle Menschen dazu imstande sind,
Beziehungen mit anderen zu bilden und
aufrechtzuerhalten, und daß diese Bezie-
hungen für sie von größtmöglicher Wich-
tigkeit sind“19.
2. Rechtslage
Um auch im bürgerlichen Bereich
rechtlich zu gelten, muss eine Ehe sowohl
in Deutschland wie auch in Österreich zivil
geschlossen werden. In Österreich kann die
kirchliche Trauung schon seit längerem vor
der zivilen Eheschließung stattfinden, in
Deutschland war dies nach staatlichem
Recht bis Ende 2008 verboten.20Allerdings
konnten Menschen mit geistiger Behinde-
rung seit der Reform des deutschen Vor-
mundschafts- und Pflegschaftsrechts im
Jahre 1992 bereits erheblich leichter zivil
heiraten.21 Und zum 1. Januar 2009 ist auch
in Deutschland die Pflicht zur zivilen Vor-
austrauung entfallen.22 –Was hat ein Pfar-
rer also zu tun, wenn Menschen mit einer
geistigen Behinderung kirchlich heiraten
wollen?
2.1. Recht auf Ehe (c. 1058)
Das Kirchenrecht sagt: Alle können
heiraten, die rechtlich nicht daran gehindert
sind (c. 1058). Dieses Recht gründet im
Naturrecht23 und gilt für alle Menschen.24
Ob Brautleute ihr Recht auf Ehe ausüben
und eine Ehe erlaubt schließen können, ist
im Rahmen der amtlichen Ehevorbereitung
zu überprüfen (c. 1066).25 Erfüllen die
Brautleute alle gesetzlichen Anforderun-
gen, steht einer Eheschließung nichts im
Wege. Andernfalls ist die „Eheschließung
zu ermöglichen, sofern das etwa durch eine
Dispens geschehen kann“, oder „das Paar
über die Unmöglichkeit der Eheschließung
zu unterrichten“26.
Die kirchliche Rechtsordnung legt ab-
schließend fest, aus welchen Gründen eine
Eheschließung nicht möglich ist.Alle, auch
Menschen mit geistiger Behinderung, kön-
nen in ihrer Freiheit zur Eheschließung nur
aufgrund eindeutiger gesetzlicher Vor-
schriften an einer Ehe gehindert werden.27
Eine Prüfung dieser Vorschriften zeigt:
Menschen mit einer geistigen Behinderung
sind in spezifischer Weise von keinem der
gesetzlich erfassten Umstände betroffen,
die jemanden unfähig machen, gültig zu
heiraten (sog. Ehehindernisse)28.Auch Ehe-
29 und Trauverbote treffen sie nicht.30 Hier
gibt es keinen Unterschied zu Menschen
ohne Behinderung. Und was ist mit dem
Ehekonsens? Gibt es hier „behinderungs-
typische“ Probleme?
Nach Ehelehre und -recht der Kirche
kommt die Ehe durch das Jawort der Gat-
ten zustande. Dieser Konsens kann „durch
keine menschliche Macht ersetzt werden“
(c. 1057 § 1). Es geht nach kirchlichem
Verständnis um jenen „Willensakt, durch
den Mann und Frau sich in einem unwider-
ruflichen Bund gegenseitig schenken und
annehmen, um eine Ehe zu gründen“
(c. 1057 § 2). Zielt das am Traualtar ge-
sprochene Ja-Wort etwas anderes an, ist der
Konsens mangelhaft und kann eine Ehe
nicht begründen. Dies ist zum Beispiel der
Fall, wenn einer der Partner sein Ja-Wort
unter Zwang gesprochen hat (c. 1103),
wenn er vom anderen über eine für die Ehe
wesentliche Eigenschaft seiner Person ge-
täuscht worden ist (c. 1098) oder wenn ein
Partner die Ehe, die er schließen will, an-
ders definiert als die Kirche dies tut, etwa
indem er die Unauflöslichkeit ausschließt
2.2. Keine spezifischen Rechtsbeschrän-
kungen für Menschen mit geistiger
Behinderung
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(vgl. c. 1101 § 2). In all diesen und einer
Reihe von weiteren Fällen kommt die Ehe
nicht gültig zustande, weil der sie begrün-
dende Konsens im Moment der Eheschlie-
ßung mangelhaft ist.
Ist das Jawort von Partnern mit einer
leichten oder mittleren geistigen Behinde-
rung immer mangelhaft, so dass sie deshalb
nicht kirchlich heiraten können?
Eine eigene Bestimmung über den
Ehekonsens von Brautleuten mit geistiger
Behinderung gibt es nicht. Allerdings hat
der Gesetzgeber 1983 einen neuen Typ von
Ehenichtigkeitsgründen eingeführt.31 Als
Oberbegriff hat sich dafür der Ausdruck
„psychische Eheunfähigkeit“ etabliert.32
Frage also beantwortet? Vorsicht! Es gel-
ten die Gesetze, nicht Klischees.
Die beiden ersten Nummern des c.
1095 handeln von der Unfähigkeit, eine
Ehe zu schließen. Entweder fehlt es am
hinreichenden Vernunftgebrauch (n. 1)
oder am ausreichenden Vermögen, die we-
sentlichen ehelichen Rechte und Pflichten
angemessen zu bewerten (n. 2). Das ist
etwas anderes als eine Ehe nicht führen zu
können. Eine solche Eheführungsunfähig-
keit liegt nach n. 3 des c. 1095 vor, wenn
die Betroffenen aus psychischen Gründen
wesentliche Verpflichtungen der Ehe nicht
übernehmen können.33 Ursache für alle drei
in diesem Gesetz geregelten „Unfähigkei-
ten“ können neben sogenannten „Geistes-
krankheiten“ auch vorübergehende Ver-
wirrungs- oder Schockzustände im Mo-
ment der Eheschließung sein oder die Ein-
wirkung vonAlkohol oder anderen Drogen.
Menschen mit einer leichten oder
mittleren geistigen Behinderung können
das notwendige Mindestwissen über die
Ehe ebenso erwerben wie sie das Wesen
der Ehe hinreichend einsehen können.
Damit ist zugleich der hinreichende Ver-
nunftgebrauch anzunehmen, d.h. eine
Eheunfähigkeit nach c. 1095 n. 1 besteht
nicht.
Auch ein schwerer Mangel des Ur-
teilsvermögens im Sinne der zweiten Num-
mer des c. 1095 darf vor dem Hintergrund
humanwissenschaftlicher Erkenntnisse
über geistige Behinderungen und ange-
sichts der nur begrenzten Verlässlichkeit
von Prognosen nicht als Regelfall vermu-
tet werden. Eine solche Annahme könnte
sich zudem nicht auf das kirchliche Ge-
setzbuch stützen. Es gilt: Bei Menschen mit
leichter oder mittlerer geistiger Behinde-
rung ist die Einsichtsfähigkeit in Sinn und
Konsequenzen einer Eheschließung und
damit die Fähigkeit zu ihr vorauszusetzen.
Was die Führung einer Ehe angeht,
gilt das von Papst Johannes Paul II. einge-
schärfte Prinzip, „daß nur die Unfähigkeit
und nicht schon die Schwierigkeit, das Ja-
wort zu geben und eine echte Lebens- und
Liebesgemeinschaft zu verwirklichen, die
Ehe nichtig macht.“34 Die pauschale Ver-
mutung, bei jeder geistigen Behinderung
liege eine solche Unfähigkeit vor, ist vor
dem Hintergrund einschlägiger psycholo-
gischer und pädagogischer Erkenntnisse
unzulässig.
Eine geistige Behinderung kann das
Urteilsvermögen der Brautleute bzw. eines
Partners zum Zeitpunkt der Eheschließung
so stark beeinträchtigen, dass eine gültige
Ehe nicht zustande kommt oder eine echte
Unfähigkeit zum Beispiel zur Kindeserzie-
hung besteht. Dies kann so sein, muss aber
nicht. Eine Entscheidung darüber ist immer
nur im Einzelfall35 und im Nachhinein
möglich. Dies ist dannAufgabe kirchlicher
Gerichte im Rahmen eines Ehenichtig-
keitsverfahrens.
Keine der drei Einzelbestimmungen
des c. 1095 zur psychischen Eheunfähig-
keit bietet eine rechtliche Handhabe, die
2.3. Behinderungstypische
Konsensmängel?
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Eheschließung von Partnern mit geistiger
Behinderung zu verhindern36, wenn diese
ernsthaft heiraten wollen.37 Zweifelt ein
Pfarrer bei der Ehevorbereitung an der Ehe-
fähigkeit der Brautleute, berechtigt ihn das
nicht, die Eheschließung zu behindern. Er
kann seine Bedenken mit entsprechender
Begründung im Ehevorbereitungsprotokoll
festhalten38. Mehr darf er nicht. Eine Ein-
gabe an das Ordinariat39 ist universalkir-
chenrechtlich nicht erforderlich und kann
als Diskriminierung verstanden werden.40
Die geltende Rechtslage entspricht der vom
kirchlichen Lehramt vertretenen theologi-
schen Anthropologie41. Der Tenor kirchen-
amtlicher Äußerungen ist eindeutig:
Menschen mit Behinderung sind zunächst
und vor allemMenschen.42 Dies gilt unein-
geschränkt auch für Menschen mit einer
geistigen Behinderung.43 In dieser grund-
sätzlichen Einschätzung treffen sich kirch-
liche und humanwissenschaftliche Sicht.44
Wie Papst Johannes Paul II. 1999 in
einer Ansprache an die Teilnehmer eines
kirchlichen Kongresses über „Familie und
Integration von Behinderten im Kinder-
und Jugendalter“, betont hat, muss jeder
Mensch mit Behinderung „ermutigt wer-
den, die Hauptrolle in seinem Leben zu
übernehmen.“45 Mehrfach hat der frühere
Papst dabei die Pflicht aller Christen be-
tont, behinderten Menschen bei der Ver-
wirklichung ihrer Rechte beizustehen und
sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten nach
Kräften zu unterstützen. Ihre Bedürfnisse
sind „normale Bedürfnisse von Menschen,
die zwar unter gewissen Gesichtspunkten
schwächer, aber doch immer Personen
sind, die voll anerkannt werden möch-
ten.“46 „Nur wenn die Rechte der Schwa-
chen anerkannt werden,“ so Johannes Paul
II., „kann eine Gesellschaft von sich be-
haupten, auf Gerechtigkeit und Recht ge-
gründet zu sein“47.
Das bedeutet: Wenn Menschen mit
geistiger Behinderung in einer Ehe leben
möchten, kommt darin eine Grunddimen-
sion menschlicher Existenz zum Aus-
druck.48 Denn auch die kirchliche Lehre
erkennt an, dass die „sexuelle Dimension
[…] zu den grundlegenden Bestandteilen
der Person [gehört], die – geschaffen als
Abbild Gottes, der die Liebe ist – von
ihrem Ursprung her dazu berufen ist, sich
in der Begegnung und in der Gemeinschaft
zu verwirklichen.“49 Gerade dieser Aspekt,
so hat Papst Johannes Paul II. gemahnt,
werde „häufig verdrängt oder auf ober-
flächliche und verkürzende oder gar ideo-
logische Weise behandelt“50. Auch ein
Mensch mit einer Behinderung wolle lie-
ben und geliebt werden, brauche Zärtlich-
keit, Nähe und Intimität. In Wirklichkeit
aber sei er „hinsichtlich dieser legitimen
und natürlichen Bedürfnisse benachteiligt,
was mit dem Übergang vom Kindesalter
zum Erwachsenenalter immer offenkundi-
ger wird.“51
Der Hl. Stuhl hat bereits 1981 in sei-
nem Dokument zum Internationalen Jahr
der Behinderten gefordert, es müssten
„psychologische, soziale, familiäre, bil-
dungsmäßige und legislative Bedingungen
und Strukturen geschaffen werden, die ge-
eignet sind, die behinderten Personen an-
zunehmen und ihnen eine ganzheitliche
Entwicklung zu ermöglichen.“52 Dem ent-
spricht, dass der kirchliche Gesetzgeber
Menschen mit geistiger Behinderung den
Weg zu einer kirchlichen Eheschließung
nicht verstellt hat. Dies ist die rechtliche
Konsequenz einer theologischen Anthro-
3. Grundlage:
Das kirchliche Menschenbild
4. Konsequenzen für den kirchlichen
Umgang mit Partnerschaften von
Menschen mit geistiger Behinderung
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pologie, welche die Personenwürde von
Menschen mit einer (geistigen) Behinde-
rung und alle daraus resultierenden Rechte
anerkennt.
Menschen mit geistiger Behinderung,
die eine Eheschließung anstreben, sind
darin zu unterstützen.53 Das Kirchenrecht
verpflichtet die Seelsorger, allen Brautleu-
ten sowohl in der Vorbereitung auf die Ehe
wie auch durch die spätere Begleitung im
Eheleben allen notwendigen Beistand zu
leisten (c. 1063). Aus dieser Pflicht ergibt
sich eine spezifische Verantwortung für
Paare, die aufgrund einer geistigen Behin-
derung besonders sind: Zusammen mit El-
tern und Betreuer(inne)n sind Kompe-
tenzen gezielt aufzubauen und zu fördern.
Eine auf die jeweiligen Fähigkeiten des
Paares abgestimmte, intensive Begleitung
vor und nach der Trauung kann maßgeblich
zum Gelingen der Ehe beitragen. Denn
wenn junge Menschen mit geistigen Be-
hinderungen „durch entsprechende Erzie-
hung Selbstsicherheit gewonnen und
gelernt haben, daß Freundschaft und Part-
nerschaft auf gegenseitigemVertrauen auf-
gebaut sind, wird es in diesen Beziehungen
kaum mehr Probleme geben, als allgemein
in unserer Gesellschaft.“54
Da das geltende Kirchenrecht diesem
Sachverhalt in angemessener Weise Rech-
nung trägt, kann die Möglichkeit einer spä-
teren Eheschließung auch in der Betreuung
und Erziehung von Menschen mit geistiger
Behinderung vonAnfang an bewusst wahr-
genommen und thematisiert werden.55
Indem die Kirche Menschen mit geistiger
Behinderung in ihrem Streben nach mehr
Eigenverantwortung und Entscheidungs-
freiheit unterstützt, legt sie zugleich Re-
chenschaft über Bedeutung und Konse-
quenzen ihres Menschenbildes ab56: Es gibt
viele besondere Menschen. Menschen mit
geistiger Behinderung gehören dazu. Viele
von ihnen lieben und können heiraten.
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9 Vgl. WALTER/HOYLER-HERRMANN, Erwach-
sensein (Anm. 3), 18. Zur psychologischen
Klassifizierung nach adaptivem Verhalten vgl.
O. SPREEN, Geistige Behinderung, Berlin-
Heidelberg-NewYork 1978, 25-29, bes. die Ta-
belle ebd., 26; SPECK, Menschen (Anm. 4),
160f. sowie ausführlich AAMR, Mental Retar-
dation, bes. den Überblick über die „Multidi-
mensionality of Mental Retardation“ (39-48).
10 Dabei geht es nicht um die medizinische Be-
schreibung klinischer Syndrome, vgl. hierzu G.
NEUHÄUSER, Klinische Syndrome, in:
Ders./STEINHAUSEN, Geistige Behinderung
(Anm. 7), 107-211, bes. 110f. sowie zu Ursa-
chen und Prävention: AAMR,Mental Retarda-
tion (Anm. 8), 123-141. Ebenso unberücksich-
tigt bleiben soziologisch erfassbare Gründe für
geistige Behinderungen und ihre Entwicklung,
vgl. dazu SPECK, Menschen (Anm. 4), 60-64.
Für die Beurteilung der Partnerschafts- und
Ehefähigkeit von Menschen mit geistiger Be-
hinderung sind vielmehr die psychologischen
bzw. pädagogischen Konsequenzen des vorlie-
genden Zustandes entscheidend. Im Gegensatz
zur medizinischen Betrachtungsweise, die gei-
stige Behinderungen meist als „statische“ Zu-
stände versteht, vgl. NEUHÄUSER, Klinische
Syndrome, 207, sind diese aus (heil-)pädagogi-
scher Sicht „trotz verhältnismäßiger Dauer
grundsätzlich als veränderbare Gegebenheiten
aufzufassen“, H. BACH, Personenkreis Geistig-
behinderter, in: Ders. (Hg.), Pädagogik der
Geistigbehinderten (Handbuch der Sonderpäd-
agogik 5), Berlin 1979, 3-18, 11. Vgl. hierzu
auch H. SUHRWEIER, Geistige Behinderung.
Psychologie, Pädagogik, Therapie, Neuwied-
Berlin 1999, 20).
11 So schon J. BEIJAERT, Die Sorge für geistig
Behinderte. Einleitende Betrachtungen, in: P.
SPORKEN (Hg.), Geistig Behinderte, Erotik und
Sexualität, Düsseldorf 1974, 15-42, 37. Die
bloße Klassifikation einer Behinderung nach
Schweregraden eignet sich zur Abgrenzung
eines „ehefähigen“ Personenkreises von Men-
schen mit geistiger Behinderung kaum. Es
bleibt meist offen, wie bzw. anhand welcher
Kriterien „schwere“ von „leichten“ geistigen
Behinderungen unterschieden werden. Dem-
entsprechend variiert die „untere Grenze“ der
„Ehefähigkeit“ stark:Während für manche z.B.
schon das Wohnen in einer „Anstalt“ ein Indiz
für mangelnde Ehefähigkeit ist, vgl. H. KÜHL,
Die Rechtsstellung geistig Behinderter in der
Bundesrepublik, in: SPORKEN, Behinderte, 129-
156, 151 bzw. P. SPORKEN, Sexualethik und gei-
stig Behinderte, in: Ders., Behinderte, 157-188,
176, hält SCHRÖDERs Modell der „Beschützten
Ehe“ geistig behinderter Menschen eine solche
auch in Wohneinrichtungen nicht nur für mög-
lich, sondern sieht sie ausdrücklich vor, vgl. S.
SCHRÖDER, Beschützte Ehe bei Geistigbehin-
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derten, in: K.-J. KLUGE / L. SPARTY (Hg.), „Sol-
len, können, dürfen Behinderte heiraten?“
(Schriftenreihe der Bundesarbeitsgemeinschaft
Hilfe für Behinderte 11), Bonn-Bad Godesberg
1977, 70-81, bes. 70-73.
12 S. SCHRÖDER, Einsichtsfähigkeit und Sterili-
sation, in: NEUER-MIEBACH/KREBS, Schwanger-
schaftsverhütung (Anm. 7), 82-101, 85. Aller-
dings ist zu unterscheiden zwischen einem eher
kindlichen Imitationsbedürfnis und dem im
Wissen um Sinn und Konsequenzen einer Ehe-
schließung geäußerten Ehewunsch. Vgl. SCHRÖ-
DER, Beschützte Ehe (Anm. 11), 71. WALTER
warnt jedoch ausdrücklich vor einer „psycholo-
gischen Uminterpretation“ der Ehewün- sche
geistig behinderter Menschen, vgl. J. WALTER,
Sexuelle Partnerschaft, Kinderwunsch und
Elternschaft geistigbehinderter Menschen, in:
Ders. (Hg.), Sexualität und geistige Behinde-
rung (Schriftenreihe der Gesellschaft für Sexu-
alerziehung und Sexualmedizin Baden-
Württemberg e.V. 1), 4., erw. Aufl. Heidelberg
1996, 290-296, 292.
13 Denn die „Entscheidung, zu heiraten, hängt
hauptsächlich von der faktischen Möglichkeit
ab, über diese dauerhafte Beziehung zu ent-
scheiden“, SPORKEN, Sexualethik (Anm. 11),
177. In der Praxis haben sich Partnerschaften
geistig behinderter Menschen schon in den
1970er Jahren oft als beständig erwiesen. Vgl.
G. KATZ, Sexualität und Partnerschaft bei gei-
stig Behinderten, in: VERBAND KATHOLISCHER
EINRICHTUNGEN FÜR LERN- UND GEISTIG BEHIN-
DERTE,Geschlechtserziehung bei geistig Behin-
derten. Überlegungen – Anregungen –
Fragestellungen, Emmendingen 1975, 27-63,
61 sowie SCHRÖDER, Beschützte Ehe (Anm. 11),
79. Es gibt daher keinen Grund, die Möglich-
keit dauerhafter Beziehungen von Menschen
mit geistiger Behinderung zu bezweifeln, wie
dies z.B. SPORKEN, Sexualethik (Anm. 11), 176f.
und N. HUBER, Geschlechtserziehung bei gei-
stig Behinderten, in: VERBAND KATHOLISCHER
EINRICHTUNGEN FÜR LERN- UND GEISTIG BEHIN-
DERTE (Hg.), Geschlechtserziehung, 11-36, 32,
tun.
14 „Da zu einer menschlichen Ehe über die bio-
logisch-sexuelle Partnerschaft, also über die
sog. Coitus-Fähigkeit hinaus, eine personal-
menschliche Partnerschaft in gegenseitiger
Achtung und Ergänzung wesentlich gehört,
kann von einem Recht auf Ehe, so sehr es prin-
zipiell bejaht wird, nur insofern die Rede sein,
als auch diese personalen Fähigkeiten aktua-
lisierbar sind.“, F. FURGER, Ehe und Schwan-
gerschaft - ihre christlich ethische Problematik
angesichts körperlicher und geistiger Behinde-
rung, in: KLUGE/SPARTY, Sollen, können, dürfen
(Anm. 11), 357-365, 363. Eltern und Erzie-
hende können die hierzu notwendige Einsichts-
fähigkeit allerdings aktiv fördern, denn wie
SCHRÖDER, Einsichtsfähigkeit (Anm. 12), 95 zu-
treffend ausführt, hat „die ‘Einsicht’ immer
zwei Seiten [...]: einmal den geistig behinder-
ten Menschen, der etwas einsehen soll, zum an-
deren natürlich die soziale Umwelt (Ange-
hörige, Betreuer usw.), die schließlich dafür zu
sorgen hat, daß etwas ‘einsehbar’ und ‘einsich-
tig’ wird“. Dies gilt nicht nur für Menschen mit
geistiger Behinderung. Die Einsichtsfähigkeit
eines Menschen wird grundsätzlich „durch un-
terschiedliche Faktoren bestimmt: durch den
Gegenstand oder Sachverhalt, der vermittelt
und ‘eingesehen’werden soll; durch die Fähig-
keit des betreffenden Menschen, trotz seiner
Behinderung bestimmte Sachverhalte verstehen
und beurteilen zu können; durch die Gesell-
schaft als Verbund unterschiedlicher Interes-
sengruppen (der unmittelbar Betroffenen, der
normativen Institutionen, der gesellschaftlichen
Dienstleistungsgruppen usw.), die an dieser
‘Einsichtsfähigkeit’ interessiert sind und sie ent-
sprechend definieren; durch Mittler und Me-
thoden, die den Sachverhalt so aufbereiten
wollen, daß er erkennbar, durchschaubar und
‘einsehbar’ wird; durch die Vereinbarung von
Verfahren und Maßstäben, die Einsichtsfähig-
keit von Menschen zu beschreiben, zu überprü-
fen, zu bewerten und festzustellen“, ebd., 89f.
15 Ebd., 92f.
16 Vgl. hierzu etwa die von der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) vorgelegte Klassifi-
zierung geistiger Behinderung in die Stufen
„leicht“ (mild), „mittel“ (moderate), „schwer“
(severe) und „schwerst“ (profound): WHO,
ICD-10 Guide for Mental Retardation, Genf
1996, 1-4 (im Internet verfügbar unter:
www.who.int/mental_ health/media/en/69.pdf;
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18. Feb. 2009) bzw. dazu die Darstellung bei
SPECK, Menschen (Anm. 4), 56-60 sowie den
Überblick und Vergleich mit anderen interna-
tional gängigen Klassikationssystemen in:
AAMR, Mental Retardation (Anm. 8), 100-
121.
17 Vgl. WALTER, Sexuelle Partnerschaft (Anm.
12), 291; SCHRÖDER, Beschützte Ehe (Anm. 11),
80.
18 Vgl. SPECK, Menschen (Anm. 4), 328.
19 M. WILHELM, Behindertenintegration und Se-
xualerziehung. Eine Studie zur schulischen Se-
xualpädagogik (Dissertationen der Universität
Wien 25), Wien 1996, 61. In der Regel beein-
flussen sich die (Lebens-)Partner gegenseitig
positiv in ihrem Sozialverhalten und in der Be-
wältigung des gemeinsamen Alltags. Vgl. z.B.
F. STÖCKMANN,Mögliche Eheprobleme bei Gei-
stigbehinderten, in: KLUGE/SPARTY, Sollen, kön-
nen, dürfen (Anm. 11), 59-69, 68 und WALTER,
Sexuelle Partnerschaft (Anm. 12), 295. Ähnlich
auch schon SCHRÖDER, Beschützte Ehe (Anm.
11), 79.
20 Vgl. §§ 67 und 67a PStG sowie die formellen
Eheschließungsvorschriften der §§ 1310-1312
BGB, an deren Spitze der Grundsatz steht, dass
eine Ehe im Sinne des Zivilrechts nur vor dem
Standesbeamten geschlossen wird (§ 1310 Nr. 1
BGB). Ein Verstoß gegen die Pflicht zur zivilen
Voraustrauung stellte zwar nicht mehr einen
Straftatbestand, sondern eine Ordnungswidrig-
keit dar. Allerdings verbietet c. 1071 § 1 n. 2
CIC die kirchliche Assistenz bei einer Ehe-
schließung, „die nach Vorschrift des weltlichen
Gesetzes nicht anerkannt oder vorgenommen
werden kann“. Die durch c. 1071 § 1 geregelten
Trauverbote verpflichten den der Eheschließung
assistierenden kirchlichen Amtsträger, vor der
Eheschließung die Erlaubnis des Ortsordinarius
einzuholen. Ohne Erlaubnis darf er der Ehe-
schließung – außer im Notfall – nicht assistie-
ren. „Bei Zuwiderhandlung macht sich der
Geistliche einer Amtspflichtverletzung schul-
dig; die Trauung ist unerlaubt, hat jedoch kei-
nen Einfluß auf die Gültigkeit einer dennoch
geschlossenen Ehe“, H. ZAPP, Kanonisches
Eherecht, 7., neubearb. Aufl. Freiburg i.Br.
1988, 87.
21 Das geltende deutsche Recht kennt keine spe-
zifischen Ehehindernisse für Menschen mit gei-
stiger Behinderung, vgl. ausführlich B. ANUTH,
Eheschließung von Menschen mit geistiger Be-
hinderung, in: DPM 9 (2002) 155-209, 173-
177. Mit dem Betreuungsgesetz (BtG) vom 12.
Sept. 1990, das am 1. Jan. 1992 in Kraft getre-
ten ist, wurde die Entmündigung abgeschafft,
d.h. es gibt keine Vormundschaft über Volljäh-
rige mehr und auch nicht mehr den beschränkt
geschäftsfähigen Volljährigen. Im rechtlichen
Sinn geschäfts- und damit auch ehe(ge-
schäfts)unfähig ist, „wer sich in einem die freie
Willensbestimmung ausschließenden Zustande
krankhafter Störung der Geistestätigkeit befin-
det, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach
ein vorübergehender ist.“ (§ 104 Nr. 2 BGB).
Der Standesbeamte hat die Frage der Geschäfts-
fähigkeit selbständig zu beurteilen und muss
von der Geschäftsfähigkeit der Brautleute aus-
gehen, solange es keinen konkreten Grund gibt,
daran zu zweifeln. Im Zweifelsfall trägt er die
Beweislast, denn da Geschäftsfähigkeit als Re-
gelfall gilt, hat „derjenige, der sich gem. § 104
BGB auf Geschäftsunfähigkeit beruft, deren
Voraussetzungen zu beweisen“, G. MÜLLER, Be-
treuung und Geschäftsfähigkeit (Schriften zum
deutschen und europäischen Zivil-, Handels-
und Prozeßrecht 179), Bielefeld 1998, 31
(H.i.O.). Eine geistige Behinderung kann - in-
sofern sie für Außenstehende erkennbar ist -
Zweifel an der Geschäfts- und damit auch an
der Ehefähigkeit der Heiratswilligen erregen.
Der Standesbeamte kann in diesem Fall die
Trauung ablehnen und gemäß § 45Abs. 2 PStG
dasAmtsgericht anrufen, um die Ehegeschäfts-
fähigkeit durch Sachverständigengutachten
feststellen zu lassen. Bei affirmativemAusgang
des Verfahrens wird die standesamtliche Vor-
nahme der Eheschließung angeordnet. Lehnt
der Standesbeamte eine Eheschließung wegen
Geschäftsunfähigkeit ab, ohne von sich aus ein
Verfahren beimAmtsgericht einzuleiten, haben
nach § 45 Abs. 1 PStG die Brautleute ebenfalls
die Möglichkeit, eine gerichtliche Prüfung und
gegebenenfalls die Feststellung ihrer Ehefähig-
keit auf der Basis eines Sachverständigengut-
achtens zu veranlassen.
22 Im Gesetz zur Reform des Personenstands-
rechts (PStRG) v. 19. Feb. 2007, in: BGBl 2007
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Teil I Nr. 5 v. 23. Feb. 2007, 122-148, das am 1.
Jan. 2009 in Kraft getreten ist, fehlen die Be-
stimmungen der §§ 67 und 67a PStG. „Eine
Vorschrift zur Konkurrenz von staatlicher Ehe-
schließung und religiöser Trauung […] wird für
entbehrlich gehalten und ist daher im Entwurf
nicht mehr vorgesehen. Die ursprünglich zur
Durchsetzung der 1876 eingeführten obligato-
rischen Zivilehe und zur Sicherung ihres zeitli-
chen Vorrangs gegenüber der kirchlichen
Trauung mit einer Strafvorschrift (heute: Ord-
nungswidrigkeit) versehene Regelung hat heute
– zumindest im Verhältnis zu den beiden gro-
ßen Kirchen – keine praktische Bedeutung
mehr. Die eindeutige Aussage der Eheschlie-
ßungsvorschrift in § 1310 BGB lässt keinen
Zweifel daran, dass nur die standesamtliche
Eheschließung eine Ehe im Rechtssinne be-
gründen kann und damit Vorrang vor einer
kirchlichen Trauung oder sonstigen religiösen
Eheschließungsfeierlichkeiten hat“, Begrün-
dung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Reform des Personenstandsrechts v. 15. Juni
2006, in: BT-Drs. 16/1831, 33.Auf der Vollver-
sammlung der DBK im Herbst 2008 haben die
deutschen (Erz-)Bischöfe betont, sie seien „wei-
terhin an einem engen Zusammenhalt [von zi-
viler und kirchlicher Eheschließung, B.A.]
interessiert, weil das Eheversprechen ohne die
bürgerlichen Rechtsfolgen nur schwer eingelöst
werden kann.“ Nach „intensiver Diskussion“
habe die Vollversammlung „entschieden, im
Rahmen der kirchlichen Ehevorbereitung ein
‘Nihil obstat’ (lat.: ‘es steht nichts dagegen’) für
Brautpaare einzuführen, die vor der kirchlichen
Trauung nicht bürgerlich heiraten. Das Ehevor-
bereitungsprotokoll und eine Erklärung der
Brautleute, dass sie über das Fehlen rechtlicher
Wirkungen einer kirchlichen Trauung im staat-
lichen Bereich belehrt worden seien, werden so-
dann dem (Erz-)Bischöflichen Ordinariat zur
Erteilung des ‘Nihil obstat’ zugeleitet.“, Presse-
bericht des Vorsitzenden der DBK, Erzbischof
Dr. Robert Zollitsch, im Anschluss an die
Herbstvollversammlung vom 22.-25. Sept.
2008 in Fulda, Nr. II.3 (im Internet verfügbar
unter:www.dbk.de/aktuell/meldungen/01758/
index.html; 18. Feb. 2009). Diese neue „Ord-
nung für kirchliche Trauungen bei fehlender Zi-
vileheschließung” wurde Ende 2008 in den
Amtsblättern der (Erz-)Diözesen veröffentlicht,
z.B. in: ABl. Köln 148 (2008) Stück 15 v. 15.
Dez. 2008, 305-311, Nr. 275.
23 Vgl. PAPST PAUL VI., Motu Proprio „Matri-
monia mixta“ v. 31. März 1970, in: AAS 62
(1970) 257-263, 258 sowie z.B. H. HEIMERL /
H. PREE, Kirchenrecht. Allgemeine Normen und
Eherecht, Wien-New York 1983, 195 und aus-
führlich J. OLSCHEWSKI,Das Recht auf Ehe. Zur
Interpretation des c. 1058 CIC im Licht des
Fundamentalrechtes aller Christgläubigen auf
Sakramentenempfang (c. 213 CIC), in: DPM 4
(1997) 137-154, 141-145.
24 Es konkretisiert das Recht aller Gläubigen auf
freie Wahl des Lebensstandes (c. 219). Vgl. K.
LÜDICKE, in: MKCIC 1058 Rn. 2 (Stand 43.
Erg.-Lfg. Jan. 2008); Ch. HUBER, Das Grund-
recht auf Freiheit bei der Wahl des Lebensstan-
des. Eine Untersuchung zu c. 219 des
kirchlichen Gesetzbuches (Diss. K 2), St. Otti-
lien 1988, 114. Weil mit c. 1058 zugleich eine
Konkretisierung des Rechts der Gläubigen auf
Sakramentenempfang nach c. 213 vorliegt,
spricht OLSCHEWSKI, Recht auf Ehe (Anm. 23),
137 mit H.J.F. REINHARDT, Das Recht der
Gläubigen auf Sakramentenempfang. Eine kir-
chenrechtliche Fundamentalnorm in der
Schnittmenge von Dogmatik und Pastoraltheo-
logie, in: LS 47 (1996) 253-258, 257 von einer
„Multikausalität“ des Rechtes auf Ehe gemäß c.
1058. Eingriffe des kirchlichen Gesetzgebers in
das Recht auf Ehe dürfen „nur aus schwerwie-
genden Gründen im recht verstandenen Inter-
esse des Wohls der kirchlichen Gemeinschaft
und der Institution Ehe erfolgen, dem gegen-
über das Recht des einzelnen zurückgestellt
werden muß.“, H. ZAPP, Die rechtliche Ehefä-
higkeit und die Ehehindernisse, in: J. LISTL / H.
SCHMITZ (Hg.),Handbuch des katholischen Kir-
chenrechts, 2., grundlegend neubearb. Aufl.,
Regensburg 1999, 914-926, 915. Vgl. zudem
etwa HEIMERL/PREE, Kirchenrecht (Anm. 23),
195 sowie J. KREMSMAIR,Der Umfang der Ehe-
hindernisse und Konsensmängel im Hinblick
auf die Grundrechtskodifikation in c. 1058, in:
R. PUZA / A. WEISS (Hg.), Iustitia in caritate,
FS E. Rößler (AIC 3), Frankfurt a.M. 1997,
231-245, 235.
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25 Die Pflicht zur Nachforschung hat der durch
Wohnsitz bzw. Nebenwohnsitz bestimmte Hei-
matpfarrer der Braut oder des Bräutigams, vgl.
H. ZAPP, Die Vorbereitung der Eheschließung,
in: LISTL/SCHMITZ, HdbkathKR2 (Anm. 24),
904-914, 908. „Zielgruppenseelsorger wie etwa
[...] Behindertenseelsorger haben in den (Erz-
)Diözesen in der Bundesrepublik Deutschland
keine Jurisdiktion über die ihnen in besonderer
Weise anvertrauten Gläubigen“, sind also auch
nicht zuständig für die kirchenamtliche Ehevor-
bereitung, H.J.F. REINHARDT, Die kirchliche
Trauung. Ehevorbereitung, Trauung und Regi-
strierung der Eheschließung im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz. Texte und Kom-
mentar (MKCIC.Beiheft 3), Essen 1990, Rn.
24.
26 K. LÜDICKE, in: MKCIC 1066 Rn. 3.
27 Die einschlägigen Normen finden sich für die
Ehehindernisse in cc. 1083-1094, für Trauver-
bote in c. 1071 und für Eheverbote in cc. 1077,
1091 § 4, 1124 und 1684 § 1. Die Konsensde-
fekte werden durch cc. 1095-1107 geregelt.
28 Zur Problematik der Beischlafsunfähigkeit als
Ehehindernis und seiner Anwendung vgl. B.
PRIMETSHOFER, Impotenz, Ehehindernis oder
Konsensmangel?. Überlegungen zur kirchen-
rechtlichen Einordnung der „impotentia co-
eundi“, in: F. POTOTSCHNIG / A. RINNERTHALER
(Hg.), Im Dienst von Kirche und Staat. In me-
moriam C. Holböck (Kirche und Recht 17),
Wien 1985, 481-496, bes. 495f. sowie ausführ-
lich W. KURSAWA, Impotentia coeundi als Ehe-
nichtigkeitsgrund. Eine kanonistische Unter-
suchung zur Auslegung und Anwendung von
Canon 1084 des Codex Iuris Canonici 1983
(FzK 22), Würzburg 1995, bes. 316-324. Ein
Pfarrer darf „im Falle vermuteter oder offen-
kundiger Beischlafsunfähigkeit die Trauung
nicht verweigern. Er muß vielmehr die Ehe-
schließung vornehmen“, N. LÜDECKE, Ehe-
schließung als Bund. Genese und Exegese der
Ehelehre der Konzilskonstitution „Gaudium et
spes“ in kanonistischer Auswertung (2 Bde.)
(FzK 7), Würzburg 1989, 963 (H.i.O.). - Zeu-
gungsunfähigkeit, wie sie z.B. bei Männern mit
Down-Syndrom oft pauschal vorausgesetzt
wird, jedoch – ebenso wie bei anderen Formen
geistiger Behinderung – nicht zwangsläufig
vorliegt, vgl. H. KREBS, Medizinische Aspekte
zur Sexualität geistigbehinderter Menschen.
Aufgaben –Möglichkeiten – Grenzen, in: WAL-
TER, Sexualität (Anm. 12), 40-58, 51, ist gemäß
c. 1084 § 3 kein Ehehindernis.
29 Ein vom Ortsordinarius gemäß c. 1077 § 1 aus
schwerwiegendem Grund - ein solcher könnte
im Fall geistig behinderter Brautleute aus Sicht
des Ordinariates in einer dringend vermuteten
Eheunfähigkeit nach c. 1095 bestehen, vgl.
REINHARDT, Trauung (Anm. 25), Rn. 46 -, er-
lassenes Eheverbot ist stets zeitlich befristet.
Auch ein gerichtliches Eheverbot gemäß c.
1684 § 1 CIC kann sich gezielt gegen eine Ehe-
schließung geistig behinderter Menschen rich-
ten: So könnte ein kirchliches Gericht nach der
Nichtigkeitserklärung einer vorherigen Ehe sei-
nem Urteil bzw. Dekret ein Verbot beifügen, das
den Partnern eine erneute Eheschließung unter-
sagt. Ein solches Eheverbot kann - anders als in
Fällen des c. 1077 § 2 - dauerhaft sein, vgl. N.
SCHÖCH, Verhängung und Aufhebung von Ehe-
verboten durch die kirchlichen Gerichte, in:
DPM 4 (1997) 281-318, 287. Eine dennoch ge-
schlossene Ehe ist gültig bis zum Beweis des
Gegenteils im Rahmen eines Ehenichtigkeits-
verfahrens.
30 Zu den einzelnen Trauverboten vgl. z.B. K.
LÜDICKE, in: MKCIC 1071 Rnn. 3-9; REIN-
HARDT, Trauung (Anm. 25), Rnn. 150-160;
ZAPP, Vorbereitung (Anm. 25), 911-914.
31 Mit c. 1095 führt der CIC/1983 neue Nich-
tigkeitsgründe ein und schließt so eine Lücke
des alten Codex. Auf diese hat die Römische
Rota schon in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts in verschiedenen Urteilen zur Ehe-
nichtigkeit aufgrund von Geisteskrankheit
hingewiesen. Da die psychische Eheunfähigkeit
positivrechtlich weder Ehehindernis noch -nich-
tigkeitsgrund war, beriefen sich die Rota-Rich-
ter auf das Naturrecht, wonach Geisteskrankheit
den gemäß c. 1081 § 1 CIC/1917 unersetzlichen
Ehewillen ausschließt, vgl. A. DORDETT, Ehe-
schließung und Geisteskrankheit. Eine Darstel-
lung nach der Rechtsprechung der Rota
Romana, Wien 1977, 13. Die PCR ging aller-
dings davon aus, dass die Normen des c. 1095
CIC/1983 zumindest implizit schon im
CIC/1917 enthalten waren, vgl. Communica-
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tiones 4 (1977) 77, und auch R.L. BURKE , The
Psychology of Christian Vocation: Interpreta-
tive Key of Canon 1095, in: K. LÜDICKE / H.
MUSSINGHOFF / U. SCHWENDENWEIN (Hg.), Iu-
stus Iudex, FS P. Wesemann, o.O. [Essen] o.J.,
199-213, 202f. verneint, dass c. 1095 CIC/1983
eine Lücke des CIC/1917 schließe. – Der natur-
rechtliche Charakter des c. 1095 ist unstrittig,
vgl. u.a. K. LÜDICKE, in: MKCIC vor 1095 Rn.
1; B. PRIMETSHOFER, Die Fähigkeit zum Ehe-
konsens nach kanonischen Recht, in: DirEccl
106 (1995) 706-731, 708; J.H. PROVOST, Canon
1095: Past, Present, Future, in: Jurist 54 (1994)
81-112, 86-88, 82-84. Zur Entwicklung der
Norminhalte von c. 1095 in der Rota-Recht-
sprechung vgl. ausführlich DORDETT, Ehe-
schließung sowie J. WEBER, „Erfüllungsunver-
mögen“ in der Rechtsprechung der Sacra Ro-
mana Rota. Ursprung und Entwicklung eines
neuen Ehenichtigkeitsgrundes in der katholi-
schen Kirche (Eichstätter Studien NF XVII),
Regensburg 1983; U. MOSIEK, Neuestes aus der
Rechtsprechung der S. R. Rota, in: ÖAKR 26
(1975) 241-270, 243-257; P. WIRTH, Die bishe-
rige Rechtsprechung der römischen Rota zur
Frage der psychischen Eheunfähigkeit, in:
AfkKR 147 (1978) 71-98 sowie die Auswahl
einschlägiger Urteile bei P.-J. VILADRICH, in:A.
MARZOA / J. MIRAS / R. RODRÍGUEZ-OCAÑA
(Hg.), Comentario exégetico al Código de De-
recho Canónico (Bd. III/2), Pamplona 21997,
1211. Die kanonistische Literatur zu Ehenich-
tigkeitsgründen im Sinne des heutigen c. 1095
war nach R. SEBOTT, Das neue kirchliche Ehe-
recht, 2., völlig neu bearb.Aufl., Frankfurt a.M.
1990, 126, schon 1983 „nicht mehr zu über-
schauen.“ Vgl. z.B. die zu c. 1095 dokumen-
tierte Literatur bei M. ZIMMERMANN, Marriage
and Code of Canon Law. International Docu-
mentation 1975-1983, Strasbourg 1983, 79-90.
32 Vgl. z.B. G. BIER, Urteilsfindung ohne Gut-
achten? Die Beiziehung von Sachverständigen
in Fällen psychischer Eheunfähigkeit, in: DPM
6 (1999) 145-170, 145, der dabei verweist auf
K. LÜDICKE, in: MKCIC 1095 Rn. 2. Vgl.
zudem HEIMERL/PREE, Kirchenrecht (Anm. 23),
216 sowie entsprechend C. BURKE, Some Re-
flections on Canon 1095, in: ME 117 (1992)
133-150, 136.
33 Zur Auslegung von c. 1095 nn. 1-3 vgl. aus-
führlich ANUTH, Eheschließung (Anm. 21), 191-
201.
34 PAPST JOHANNES PAUL II., Rota-Ansprache v.
5. Feb. 1987, in: OR dt. 17 (1987) Nr. 8 v. 20.
Feb. 1987, 10 (eig. Hervorh.). Vgl. auch Ders.,
Rota-Ansprache v. 25. Jan. 1988, in: OR dt. 18
(1988) Nr. 7 v. 12. Feb. 1988, 9-11, 10. Vgl. G.
BIER, Psychosexuelle Abweichungen und Ehe-
nichtigkeit. Eine kirchenrechtliche Untersu-
chung zur Rechtsprechung der Rota Romana
und zur Rechtslage nach dem Codex Iuris Ca-
nonici von 1983 im Horizont der zeitgenössi-
schen Sexualwissenschaft (FzK 9), Würzburg
1990, 161; A. MENDONÇA, The Effects of Per-
sonality Disorders on Matrimonial Consent, in:
StCan 21 (1987) 67-123, 83. Zur Relation von
Schwierigkeit und Unmöglichkeit vgl. K. LÜ-
DICKE, Canon 1095 CIC/1983. Genese und Ex-
egese, in: RDC 26 (1986) 27-57, 48 bzw. die
Abgrenzung bei SCHÖCH, Interpretation (Anm.
29), 219-234.
35 Denn nur im Einzelfall ist der von der Rota-
Rechtsprechung erhobeneAnspruch zu erfüllen,
dass bei „der Beurteilung der Frage, ob eine im
Sinne von c. 1095, n. 2° ausreichende discretio
iudicii vorliege, [...] nicht punktuell, gleichsam
monokausal auf Reife des Intellekts und/oder
des Willens abzustellen [sei], sondern [...] die
Gesamtpersönlichkeit des Kontrahenten ent-
sprechend berücksichtigt werden [müsse]“, PRI-
METSHOFER, Fähigkeit (Anm. 31), 718.
Entsprechendes gilt für c. 1095 n. 3.
36 Da der Gesetzgeber c. 1095 unter den Be-
stimmungen über den Ehekonsens eingeordnet
hat, ist die Norm ungeachtet der kanonistischen
Kritik daran rechtssystematisch nicht als Ehe-
hindernis zu behandeln.Auch das Ehevorberei-
tungsprotokoll zählt keine der Bestimmungen
des c. 1095 zu den Ehehindernissen, vgl. Anm.
11 der Anmerkungstafel, in: REINHARDT, Trau-
ung (Anm. 25), 24. Doch selbst wenn man c.
1095 n. 3 als Ehehindernis verstünde, wäre
fraglich, ob angesichts der bleibenden Zweifel
an der tatsächlichen Tatbestandserfüllung die
Eheschließung verhindert werden dürfte. Un-
beschadet der Problematik einer inhaltlichen
Parallelisierung von c. 1095 n. 3 und c. 1084 §
1 vgl. in diesem Kontext die Bestimmung des c.
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1084 § 2 sowie dazu LÜDECKE, Eheschließung
(Anm. 28), 958.
37 N. RUF, Das Recht der katholischen Kirche.
Nach dem neuen Codex Iuris Canonici für die
Praxis erläutert, Freiburg i.Br. 1983, 269 meint,
bei „zweifelsfreiem“ Vorliegen eines Tatbestan-
des nach c. 1095 könne „die Eheschließung
nicht genehmigt werden“. Die erforderliche Ge-
wissheit darüber wäre für den Seelsorger „[i]n
der Regel“ nicht zu erlangen. Dagegen ist ein-
zuwenden: Dem Seelsorger stehen keine Krite-
rien zur Feststellung einer „Eheunfähigkeit“
nach c. 1095 zur Verfügung. „Offenkundigkeit“
im geäußerten Sinn besteht allenfalls dem sub-
jektiven Eindruck nach, also vermeintlich; sie
resultiert nicht selten aus Vorurteilen oder Kli-
schees und ist somit rechtlich irrelevant. Daher
ist zu bezweifeln, ob die geforderte Sicherheit
von Seelsorgern überhaupt erlangt werden kann.
Sicher ist, dass sie bei Menschen mit leichten
oder mittleren geistigen Behinderungen niemals
gegeben ist.
38 Entsprechende Aufzeichnungen können in
einem etwaigen kirchlichen Ehenichtigkeitsver-
fahren „eine beachtliche Beweisstütze“ sein,
REINHARDT, Trauung (Anm. 25), Rn. 47.
39 Vgl. ebd., Rn. 46.
40 „Es wäre unbillig, wenn das in c. 1058 ver-
bürgte Grundrecht jedes Menschen auf Ehe nur
aufgrund einer unsicheren und möglicherweise
unzutreffenden Vermutung beschnitten würde.
Zwar mögen in solchen Fällen eventuell Zwei-
fel darüber bestehen, ob der gültigen Eheschlie-
ßung tatsächlich nichts im Wege steht (vgl. c.
1066), da aber umgekehrt auch keine Gewißheit
bezüglich der Nichtigkeit der zu schließenden
Ehe besteht, gibt es keine gesetzliche Handhabe,
um die Eheschließung zu verhindern.Auch hier
besteht im übrigen durchaus keine Veranlas-
sung, über die Ehefähigkeit des betreffenden
Nupturienten Gutachten von Sachverständigen
einzuholen. Abgesehen davon, daß eine solche
Maßnahme im Eherecht des CIC nicht vorgese-
hen ist, gilt auch für einen Sachverständigen,
daß er lediglich Prognosen über das Erfül-
lungsvermögen der Ehe[be]werber abgeben
kann, letztlich aber nicht in der Lage sein wird,
eine etwaige Eheunfähigkeit mit Sicherheit vor-
herzusagen“, BIER, Psychosexuelle Abweichun-
gen (Anm. 34), 469.
41 Wenn hier der für die Bewertung der Lebens-
situation geistig behinderter Menschen rele-
vante Ausschnitt kirchlicher Anthropologie
skizziert wird, so nicht, um ein spezielles Men-
schenbild zu zeichnen; „damit wäre [...] der be-
hinderte Mensch von vorneherein [...] als ein
Sondermensch gesehen“, U. BACH, Bausteine
für ein theologisches Nachdenken über Men-
schenbild und Menschenwürde, in: Ders., „Ge-
sunde“ und „Behinderte“. Gegen das Apart-
heidsdenken in Kirche und Gesellschaft, Gü-
tersloh 1994, 56-76, 56f. Vielmehr ist das ge-
meinsame Menschsein von Menschen mit und
ohne Behinderung in den Blick zu nehmen. Da
lehramtliche Schreiben nur sehr selten Aussa-
gen zu bzw. über Menschen mit (geistigen) Be-
hinderungen enthalten, wird v.a. auf päpstliche
Ansprachen zurückgegriffen.
42 „Jede Person ist Subjekt von grundlegenden
Rechten, die unveräußerlich, unverletzlich und
unteilbar sind. Jede Person: also auch der Be-
hinderte, der gerade aufgrund seiner Behinde-
rung größeren Schwierigkeiten bei der
konkreten Ausübung dieser Rechte begegnen
kann. Deshalb darf er nicht alleingelassen wer-
den, sondern muß von der Gesellschaft aufge-
nommen und - je nach Möglichkeit - als
vollwertiges Mitglied in sie integriert werden“,
PAPST JOHANNES PAUL II., Ansprache v. 4. Dez.
1999, in: OR dt. 30 (2000) Nr. 2 v. 14. Jan.
2000, 11. Vgl. Ders., Ansprache v. 21. Nov.
1992, in: OR dt. 22 (1992) Nr. 52-53 v. 25. Dez.
1992, 13 bzw. Ders., Ansprache v. 10. Sept.
1984, in: OR dt. 14 (1984) Nr. 38 v. 21. Sept.
1984, 7f., 7. Ähnliches hatte schon die Enzy-
klika „Laborem exercens“ n. 22, in: AAS 73
(1981) 577-647, 634, formuliert. Vgl. das Do-
kument des Hl. Stuhls zum Internationalen Jahr
der Behinderten v. 4. März 1981 (Anm. 1), 4.
43 „Die behinderte Person, auch wenn ihre Gei-
steskraft oder ihre sensoriellen und verstandes-
mäßigen Fähigkeiten beeinträchtigt sind, ist
eine vollkommen menschliche Person mit den
gleichen heiligen und unantastbaren Rechten,
die jedem menschlichen Wesen eigen sind“,
PAPST JOHANNES PAUL II., Botschaft v. 5. Jan.
2004 an die Teilnehmer des Internationalen
Symposions zum Thema „Würde und Recht
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von geistig behinderten Menschen“, in: OR dt.
34 (2004) Nr. 10 v. 5. März 2004, 8, n. 2. Der be-
hinderte Mensch ist „einer von uns, er hat an un-
serer Menschlichkeit selbst teil“, Ders.,
Ansprache v. 10. Sept. 1984 (Anm. 42), 7, „un-
abhängig davon, ob er sein Gebrechen von Ge-
burt an oder infolge chronischer Krankheiten
oder Unfälle hat oder ob er an Geistes- oderAl-
tersschwäche leidet und wie schwer der Grad
seiner Schädigungen ist“, ebd.; vgl. Ders., An-
sprache v. 21. Nov.1992 (Anm. 42), 13. Dieses
Verständnis der Würde der Person entstammt
„einer präzisenAnthropologie, und zwar der bi-
blischenAnthropologie vomMenschen, der ‘als
Abbild Gottes’ geschaffen wurde“, PÄPSTL. RAT
FÜR DIE FAMILIE u.a., Schlussbericht v. 19. Jan.
2000 (Anm. 1), 9; „keine Form der Behinde-
rung kann je die Würde der Person noch ihr
Recht auf eine bessere Lebensqualität ein-
schränken“, PAPST JOHANNES PAUL II., Anspra-
che v. 21. Nov. 1992 (Anm. 42), 13. Dement-
sprechend lehrt der Weltkatechismus: „Kranke
oder Behinderte sind zu unterstützen, damit sie
ein möglichst normales Leben führen können“
(KKK n. 2276). Eine „gespaltene Anthropolo-
gie“, U. BACH, Der behinderte Mensch als
Thema der Theologie, in: J. MOLTMANN,Diako-
nie im Horizont des Reiches Gottes. Schritte
zum Diakonentum aller Gläubigen, Neukir-
chen-Vluyn 1984, 92-105, 103, die den behin-
derten Menschen zwar als Menschen anerkennt,
zugleich aber „wichtige theologischeAussagen
als für ihn nicht geltend (oder weniger gel-
tend)“, ebd., ausweist, ist mit dem christlichen
Menschenbild unvereinbar: „Nach dem Willen
der Vorsehung Gottes bedeutet eine Behinde-
rung keine geringere Befähigung zur Heiligkeit
oder zum Dienst an der Welt“, PAPST JOHANNES
PAUL II., Ansprache v. 9. Okt. 1988, in: SEKRE-
TARIAT DER DBK IN ZUSAMMENARBEIT MIT DER
REDAKTION DES DEUTSCHSPRACHIGEN L’OSSER-
VATORE ROMANO (Hg.), Der Apostolische Stuhl
1988. Ansprachen, Predigten und Botschaften
des Papstes, Erklärungen der Kongregationen.
Vollständige Dokumentation, Città del Vati-
cano-Köln 1989, 849f., 850; vgl. Ders., An-
sprache v. 16. Nov. 1980, in: SEKRETARIAT DER
DBK (Hg.), Papst Johannes Paul II. in
Deutschland, 15.-19.11.1980, Offizielle Aus-
gabe (VAS 25), Bonn 1980, 56-58, 57; Ders.,
Ansprache v. 30. Nov. 1996, in: OR dt. 27
(1997) Nr. 3 v. 17. Jan. 1997, 11f., 12.
44 Vgl. SPECK,Menschen (Anm. 4), 48 u. 72-87.
Dabei stellen Christ(inn)en der gesellschaftlich
immer noch oft vertretenen, „von Mängeln, Be-
einträchtigungen, Defiziten ausgehenden Be-
schreibung [von ‘Behinderung’, B.A.] die
unbedingte Annahme eines jeden Menschen
von Gott gegenüber. Letzter Grund für ein sol-
ches Menschenbild ist dieAussage der Offenba-
rung, daß jeder Mensch von Gott geschaffen ist
als sein Ebenbild, daß daher jedem die volle
Würde der menschlichen Person zukommt“,
SEKRETARIAT DER DBK (Hg.), Caritas als Le-
bensvollzug der Kirche und als verbandliches
Engagement in Kirche und Gesellschaft (DDB
– Kommission für pastorale Fragen 22), Bonn
1999, 7f. Vgl. SEKRETARIAT DER DBK (Hg.), un-
Behindert Leben und Glauben teilen. Wort der
deutschen Bischöfe zur Situation der Menschen
mit Behinderungen v. 12. März 2003 (DDB 70),
Bonn 2003, 9-11. Es gilt: „Ein Behinderter mag
[…] ein verhinderter Rollenträger in der Lei-
stungsgesellschaft sein, aber er ist kein verhin-
derter Mensch“, A.-K. SZAGUN, Menschen
(Anm. 6), 140.
45 PAPST JOHANNES PAUL II., Ansprache v. 4.
Dez. 1999 (Anm. 42), 11.
46 PAPST JOHANNES PAUL II., Predigt v. 31. März
1984, in: Der Apostolische Stuhl 1984 (Anm.
43), 1118-1123, 1122. Darum haben auch Men-
schen mit Behinderungen „das unveräußerliche
Recht, nicht nur alsAbbild Gottes und daher als
Person betrachtet [...], sondern auch als solche
behandelt zu werden“, Ders., Ansprache v. 30.
Nov. 1996 (Anm. 43), 12.
47 PAPST JOHANNES PAUL II., Botschaft v. 5. Jan.
2004 (Anm. 43), n. 3. Denn: „Der Behinderte
ist keineswegs eine Person, die sich von anderen
unterscheidet; indem wir seineWürde und seine
Rechte anerkennen und fördern, anerkennen
und fördern wir dieWürde und die Rechte eines
jeden einzelnen von uns.“, ebd.
48 Vgl. KKK n. 1603. Nach Christifideles laici n.
40 hat der Mensch von seinemWesen her „eine
eingeborene, seiner Struktur eingegebene so-
ziale Dimension“, die „ihren ersten und ur-
sprünglichen Ausdruck im Ehepaar und in der
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Familie“ findet, vgl. AAS 81 (1989) 393-521,
468.
49 PAPST JOHANNES PAUL II., Botschaft v. 5. Jan.
2004 (Anm. 43), n. 5.Ausdrücklich erkennt die
Kirche an, dass jeder Mensch mit Behinderung
„die Anlagen zum Leben einer Beziehung be-
sitzt, und diese Anlagen müssen in dem Maß
gefördert werden, in dem es der Grad der Be-
hinderung, die Möglichkeit der eigenen Per-
sönlichkeitsentfaltung und die durch die
Behinderung auferlegten Grenzen der Freiheit
zulassen.“, PÄPSTL. RAT FÜR DIE FAMILIE u.a.,
Schlussbericht v. 19. Jan. 2000 (Anm. 4), 9.
Dies impliziert die Anerkenntnis, „daß es für
diese Menschen nicht unmöglich ist, wirklich
die Fähigkeit entfalten zu können, zu lieben und
auch Sexualverkehr zu haben“, ebd.
50 PAPST JOHANNES PAUL II., Botschaft v. 5. Jan.
2004 (Anm. 43), n. 5.
51 Ebd.
52 Dokument des Hl. Stuhls zum Internationalen
Jahr der Behinderten v. 4.3.1981 (Anm. 4), 4.
Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Ansprache v. 10.
Dez. 1988, in: Der Apostolische Stuhl 1988
(Anm. 43), 1424-1426, 1425, wonach „jede
Rechtsordnung im Dienst der Person steht, das
Gemeinwohl sichern und von der Achtung für
die unveräußerlichen Rechte der Personen und
der Gemeinschaften beseelt sein muß“.
53 Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Ansprache v.
30. Nov. 1996 (Anm. 43), 12: „Durch Taten
muß man beweisen, daß die Geisteskrankheit
weder unüberwindbare Gräben aufreißt noch
das Verhältnis echter christlicher Nächstenliebe
denen gegenüber einschränkt, die Opfer dieser
Krankheiten sind.“ Dementsprechend haben die
deutschen Bischöfe 2003 in ihremWort zur Si-
tuation der Menschen mit Behinderungen ge-
fordert: „Leben und Glauben mit behinderten
Menschen und ihrenAngehörigen zu teilen, ruft
nach einer lebensfördernden Pastoral. Sie wird
rücksichtsvoll wie erfinderisch sein in den For-
men der Integration.“, SEKRETARIAT DER DBK,
unBehindert (Anm. 44), 23.
54 VERBAND KATHOLISCHER EINRICHTUNGEN FÜR
LERN- UND GEISTIGBEHINDERTE (Hg.),Hilfen für
Menschen mit geistiger Behinderung. Fort-
schreibung der Empfehlungen „Hilfe für geistig
Behinderte“, Freiburg 1980, des Verbandes ka-
tholischer Einrichtungen für Lern- und Geistig-
behinderte, Unser Standpunkt Nr. 15, 3. we-
sentlich überarb. Aufl., Freiburg 1992
(Auszüge), in: DEUTSCHER CARITASVERBAND
(Hg.), Denkschriften und Standpunkte der Ca-
ritas in Deutschland. Bd. 2: Die Zeit von 1950-
1997, bearb. v. D. SCHLENKER, Freiburg i.Br.
1997, 750-761, 753.
55 Dabei handelt es sich nicht um eine „subtile
Form der Diskriminierung“, wie sie Papst Jo-
hannes Paul II. „in jenen Formen der Politik
und in jenen Erziehungsprojekten“ findet, „die
versuchen, die Mängel der behinderten Person
zu verschleiern oder zu leugnen, indem sie Le-
bensweisen und Ziele vorschlagen, die ihrer
Realität nicht entsprechen und letztlich fru-
strierend und ungerecht für sie sind.“, PAPST JO-
HANNES PAUL II., Botschaft v. 5. Jan. 2004
(Anm. 43), n. 3.
56 „Der Umgang mit Behinderten ist ein Grad-
messer für den Entwicklungsstand einer Gesell-
schaft. Die Qualität einer anthropologischen
Theorie, das Sensibilitätsniveau einer Ethik und
der rechtliche Rang einer sozialen Verfassung
hängen davon ab, inwieweit berücksichtigt ist,
daß der Mensch körperlich und geistig beein-
trächtigt sein kann, daß aber niemand durch sol-
che Beeinträchtigungen seines Lebensrechtes
und seiner Menschenwürde verlustig gehen
kann“, M. LIEDTKE, Vorwort, in: Behinderung –
Anthropologische und pädagogische Aspekte,
in: Ders. (Hg.), Behinderung als pädagogische
und politische Herausforderung. Historische
und systematischeAspekte (Schriftenreihe zum
Bayerischen Schulmuseum Ichenhausen 14),
Bad Heilbrunn 1996, 7f., 7. Vgl. G. HÖVER,
Menschenbilder. Der caritativeAuftrag und die
gesellschaftliche Verpflichtung der Kirche für
Menschen mit Behinderungen, in: Zeitschrift
für medizinische Ethik 43 (1997) 111-130, 111.
